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Am 28. August 2025 veröffentlichte das schweizerische Bundesgericht ein neues Urteil, welches sich mit der 

Nichtgenehmigung einer Statutenänderung einer Stiftung in Sinne einer Umwandlung in eine Verbrauchsstif-

tung befasste (BUNDESGERICHT, Urteil vom 28. August 2025, 5A_80/2025). Das Bundesgericht kam zum 

Schluss, dass sich eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem Konzept der Verbrauchsstiftung und der Frage, 

ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen eine Umwandlung in eine solche Stiftung denkbar 

wäre, erübrigt.  

  

Deshalb wird nachfolgend kurz auf das Institut der Verbrauchsstiftung und die Umwandlung in eine solche 

eingegangen. 

  

1 Sachverhalt   

  

A. A.a. Am 13. August 1993 wurde die Stiftung B. mit dem Zweck errichtet, die Stiftungsgründerin, ihre Tochter, 

ihren Schwiegersohn und ihre Grosstochter zu unterstützen.   

  

A.b. Am 12. Juli 2012 wurde die Stiftung B. in die Stiftung A. überführt. Die Stiftung A. bezweckt die Unterstüt-

zung von invaliden Personen mit griechischer, englischer oder Schweizer Staatsbürgerschaft. Die Eintragung 

der Stiftung A. im Handelsregister des Kantons Glarus erfolgte am 31. August 2012.   

  

B. Am 19. November 2021 beantragte die Stiftung A. bei der Stiftungsaufsichtsbehörde des Kantons Glarus 

die Genehmigung einer Statutenänderung. Diese wurde mit Verfügung vom 13. Juli 2023 abgelehnt. Die Stif-

tung A. erhob dagegen Beschwerde, welche das Departement Volkswirtschaft und Inneres des Kantons Glarus 

abwies. Die gegen diesen Entscheid von der Stiftung A. erhobene Beschwerde vom 12. Juni 2024 wies das 

Verwaltungsgericht des Kantons Glarus mit Urteil vom 5. Dezember 2024 (eröffnet am 10. Dezember 2024) 

ab, soweit es darauf eintrat.  

  

C. Mit Beschwerde in Zivilsachen vom 27. Januar 2025 gelangt die Stiftung A. (Beschwerdeführerin) ans Bun-

desgericht und beantragt unter Kosten- und Entschädigungsfolgen, der Entscheid des Verwaltungsgerichts 

sei aufzuheben, soweit die Beschwerde abgewiesen worden ist. Die beantragte Statutenänderung sei gutzu-

heissen. […].  

  

2 Erwägungen  

  

[…] 3.1. Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde kann auf Antrag der Aufsichtsbehörde und nach Anhö-

rung des obersten Stiftungsorgans die Organisation der Stiftung ändern, wenn die Erhaltung des Vermögens 

oder die Wahrung des Stiftungszwecks die Änderung dringend erfordert (Art. 85 ZGB). Es reicht nicht aus, 

wenn durch die Änderung eine bloss nützlichere oder zweckmässigere Organisation erreicht würde […]. In der 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F28-08-2025-5A_80-2025&lang=de&type=show_document
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Praxis geht der Anstoss zu einer Änderung der Organisation vielfach vom obersten Stiftungsorgan aus, obwohl 

das Gesetz ein Antragsrecht des obersten Stiftungsorgans an die zuständige Behörde nicht vorsieht. Seinem 

Antrag kommt keinerlei Verbindlichkeit zu […] 

  

3.4.1. Vorliegend ist strittig, ob die Statuten der Beschwerdeführerin mit dem Satz "Zur Erreichung des Zwecks 

kann die Stiftung ihr Kapital verbrauchen." zu ergänzen sind. Gemäss der Vorinstanz ist die Beschwerdefüh-

rerin nicht als Verbrauchsstiftung konzipiert. Demgegenüber stellt sich die Beschwerdeführerin auf den Stand-

punkt, sie sei faktisch eine Verbrauchsstiftung und müsse auch rechtlich als solche ausgestaltet werden. Die 

Verbrauchsstiftung ist eine gesetzlich nicht geregelte Stiftungsform, die von der Praxis geschaffen wurde […]. 

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat sich bisher noch nicht mit dem Konzept der Verbrauchsstiftung 

auseinandergesetzt. Wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen, besteht hierzu auch vorliegend kein An-

lass.   

  

3.4.2. Dem angefochtenen Entscheid lässt sich entnehmen, dass ein gewisser Verbrauch des Stiftungskapitals 

bereits heute möglich sei. Dies bleibt von der Beschwerdeführerin unbeanstandet, weshalb sich Weiterungen 

dazu erübrigen […]. Ihre in diesem Zusammenhang unter Bezugnahme auf den Zweck der Vorgängerstiftung 

aufgestellte Behauptung, dass der weitaus grösste Teil des Stiftungsvermögens verzehrt werden dürfe, findet 

im angefochtenen Entscheid keine Stütze. Soweit sie zudem ausführt, sie habe seit ihrer Gründung nie nur 

die Erträge ausgeschüttet und sei mittels Kapitalausschüttungen aktiv gewesen, ergänzt sie den vorinstanzlich 

festgestellten Sachverhalt. Da sie jeweils keine hinreichende Sachverhaltsrüge […] erhebt, kann auf ihre dies-

bezüglichen Ausführungen von vornherein nicht eingetreten werden.   

  

3.4.3. Soweit die Beschwerdeführerin die vorinstanzliche Erwägung kritisiert, wonach die Voraussetzungen 

von Art. 85 ZGB für einen vollständigen Verbrauch des Stiftungskapitals nicht erfüllt seien, erweist sich ihre 

Beschwerde als unbegründet. Sie weist auf den Stand des Vermögens hin und behauptet lediglich pauschal, 

der Stiftungszweck könne ohne systematischen Kapitalverbrauch nicht wirksam erfüllt werden, ohne dies je-

doch konkret zu belegen. Soweit sie sich dabei überhaupt auf Tatsachen (Höhe des Vermögensertrags, Auf-

wand für Gesuche) stützt, hat die Vorinstanz keine entsprechenden Feststellungen getroffen, und die Be-

schwerdeführerin erhebt diesbezüglich auch keine hinreichende Sachverhaltsrüge […]. Mit den vorinstanzli-

chen Ausführungen, wonach der Stiftungszweck mittels vollständigen Verbrauchs des Stiftungskapitals nicht 

besser verwirklicht werden könne, befasst sie sich dabei nicht. Stattdessen legt sie das gemäss Art. 85 ZGB 

vorausgesetzte dringende Erfordernis der Wahrung des Stiftungszweckes dahingehend aus, dass bereits die 

wirksame Erfüllung des Stiftungszweckes genüge. Ausgehend davon begnügt sie sich mit den pauschalen 

Behauptungen, bei einem solchen Verständnis von Art. 85 ZGB käme man zu einem anderen Ergebnis als 

das Verwaltungsgericht. Damit zeigt sie nicht auf, weshalb die beantragte Ergänzung der Stiftungsstatuten für 

die Wahrung des Stiftungszwecks dringend erforderlich sein soll. Es gelingt ihr somit nicht, darzutun, inwiefern 
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die Vorinstanz Bundesrecht verletzen soll, indem sie die Voraussetzungen gemäss Art. 85 ZGB als nicht erfüllt 

erachtet.   

  

3.4.4. Mit den vorinstanzlichen Erwägungen betreffend die Frage, ob die Erlaubnis der Verwendung eines Teils 

des Kapitals zur Zweckerreichung in den Statuten enthalten sein müsse, setzt sich die Beschwerdeführerin 

nicht auseinander. Dass ein gewisser Verbrauch des Kapitals bereits heute möglich ist, wird von der Beschwer-

deführerin nicht bestritten. Somit erweist sich ihre pauschale Behauptung, dass die Wahrung des Stiftungs-

zweckes ohne Kapitalverzehr unmöglich werde, als nicht zielführend. Zudem ergibt sich aus dem angefochte-

nen Entscheid, dass die beantragte Statutenänderung einzig die Weiterführung der bereits gelebten Praxis 

bezwecke, wofür keine Statutenänderung notwendig sei. Gegenteiliges wird von der Beschwerdeführerin nicht 

dargetan. Sie stellt die vorinstanzliche Auffassung nicht in Frage, wonach ein gewisser Verbrauch des Stif-

tungskapitals gemäss der bisherigen Praxis unter den geltenden Statuten zulässig sei […]. Sodann legt sie 

nicht dar, inwiefern sie auf eine statutarische Kapitalverbrauchsklausel angewiesen wäre, welche den Vermö-

gensverzehr ausdrücklich erlaubt. Ihr Vorbringen, Stiftungsräte würden aufgrund des Haftungsrisikos keine 

Kapitalausschüttungen vornehmen, ist dazu jedenfalls nicht ausreichend. Somit vermag die Beschwerdefüh-

rerin nicht darzutun, inwiefern für die Weiterführung der gelebten Praxis eine Statutenänderung notwendig 

sein soll.   

  

3.4.5. Weiter rügt die Beschwerdeführerin sinngemäss, die beantragte Ergänzung der Stiftungsstatuten um 

eine Kapitalverbrauchsklausel sei nach Art. 86 ZGB und nicht nach Art. 85 ZGB zu beurteilen.   

  

Sie weist darauf hin, dass Art. 85 ZGB bei Anträgen der Aufsichtsbehörde anwendbar sei, während vorliegend 

der Antrag vom Stiftungsorgan gestellt worden sei, worauf der Randtitel von Art. 86 ZGB Bezug nehme. Soweit 

die Beschwerdeführerin damit auf die Anwendbarkeit von Art. 86 ZGB schliessen will, kann ihrer Argumentation 

nicht gefolgt werden. Allein der Umstand, dass die Statutenänderung vom Stiftungsorgan beantragt wurde, 

führt nicht dazu, dass Art. 85 ZGB unbeachtlich wäre […], weshalb daraus auch nicht automatisch auf die 

Anwendbarkeit von Art. 86 ZGB geschlossen werden kann.  

  

Sodann bringt die Beschwerdeführerin vor, Art. 86 ZGB setze kein "dringendes Erfordernis" voraus, womit 

jenes Kriterium, auf welches sich die Vorinstanz zur Abweisung der Beschwerde gestützt habe, bei der An-

wendung von Art. 86 ZGB nicht zum Tragen komme. Damit tut sie indes nicht dar, inwiefern die Vorinstanz 

Bundesrecht verletzen soll, indem sie die beantragte Statutenänderung nach Art. 85 ZGB beurteilt. Ohnehin 

kann die Beschwerdeführerin aus einer allfälligen Anwendung von Art. 86 ZGB nichts zu ihren Gunsten ablei-

ten. Eine Änderung des Zwecks der Stiftung gemäss Art. 86 Abs. 1 ZGB ist nur möglich, wenn objektiv gesehen 

ihr ursprünglicher Zweck eine ganz andere Bedeutung oder Wirkung erhalten hat und subjektiv gesehen die 

Stiftung dem Willen des Stifters offenbar entfremdet worden ist […]. Die Beschwerdeführerin zeigt nicht auf, 

inwiefern diese Voraussetzungen erfüllt sein sollen. Ohnehin ist nicht ersichtlich, weshalb zur blossen 
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Weiterführung der gelebten Praxis, die von der Stiftungsaufsicht gemäss dem angefochtenen Entscheid auch 

nicht beanstandet wird, eine Zweckänderung angezeigt wäre. Damit kann vorliegend offenbleiben, ob Art. 85 

ZGB oder Art. 86 ZGB auf die beantragte Statutenänderung anwendbar wäre.  

  

3.4.6. Zusammenfassend zeigt die Beschwerdeführerin weder auf, inwiefern die Vorinstanz bei der Anwen-

dung von Art. 85 ZGB Bundesrecht verletzt haben soll, noch inwiefern die beantragte Statutenänderung nach 

Art. 86 ZGB anders zu beurteilen gewesen wäre. Demnach erübrigt sich vorliegend […] eine vertiefte Ausei-

nandersetzung mit dem Konzept der Verbrauchsstiftung bzw. mit der Frage, ob und gegebenenfalls unter wel-

chen Voraussetzungen eine Umwandlung in eine solche Stiftung denkbar wäre. […]. 

  

3 Merkpunkte für die Praxis 

  

➢ Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde kann auf Antrag der Aufsichtsbehörde und nach Anhö-

rung des obersten Stiftungsorgans die Organisation der Stiftung ändern, wenn die Erhaltung des Ver-

mögens oder die Wahrung des Stiftungszwecks die Änderung dringend erfordert (Art. 85 ZGB). 

  

➢ Die Organisation der Stiftung ist deren Zweck untergeordnet. Wenn es der Erfüllung des Zwecks dient 

und aus unabweisbaren Gründen als geboten erscheint, muss die Organisation geändert werden. 

Hingegen darf vom Stifterwillen nicht abgewichen werden, wenn eine andere Organisation lediglich 

optimaler oder nützlicher oder etwas zweckmässiger wäre als die vom Stifter gewollte (BUNDESGE-

RICHT, Urteil vom 13. Juni 2018, 5A_856/2016, 5A_865/2016, E. 8.7.2). 

  

➢ Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde kann auf Antrag der Aufsichtsbehörde oder des obers-

ten Stiftungsorgans den Zweck der Stiftung ändern, wenn deren ursprünglicher Zweck eine ganz an-

dere Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, so dass die Stiftung dem Willen des Stifters offenbar ent-

fremdet worden ist (Art. 86 ZGB). 

 

➢ Aus objektiver Sicht erforderlich ist ein Wandel in der Bedeutung und der Wirkung des Zwecks, bei-

spielsweise ein unsinniger, überholter oder unwirtschaftlicher ursprünglicher Stiftungszweck oder Si-

tuationen, in denen sich die Erwartungen des Stifters nicht erfüllt haben (ZK-Egger, N 4 zu Art. 86 

ZGB; BasK-Grüninger, N 7 zu Art. 85/86 ZGB) Aus subjektiver Sicht muss sich der Zweck offensichtlich 

vom ursprünglichen Stifterwillen entfremdet haben und sich angesichts veränderter Verhältnisse ver-

nünftigerweise nicht so verwirklichen lassen wie in der Stiftungsurkunde niedergelegt (ZK-Egger, N 4 

zu Art. 86 ZGB; BasK-Grüninger, N 7 zu Art. 85/86 ZGB). 

   

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?lang=fr&type=show_document&highlight_docid=aza://13-06-2018-5A_856-2016&print=yes
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?lang=fr&type=show_document&highlight_docid=aza://13-06-2018-5A_856-2016&print=yes
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➢ Die Aufsichtsbehörde kann nach Anhörung des obersten Stiftungsorgans unwesentliche Änderungen 

der Stiftungsurkunde vornehmen, sofern dies aus sachlichen Gründen als gerechtfertigt erscheint und 

keine Rechte Dritter beeinträchtigt (Art. 86b ZGB). 

   

➢ Im Verfahren der unwesentlichen Organisationsänderung können insbesondere folgende Bestimmun-

gen in einer Stiftungsurkunde geändert werden:  

➢ Wählbarkeitsvoraussetzungen der Stiftungsorgane;  

➢ Anzahl, Funktion und Kompetenzen der Mitglieder der Stiftungsorgane;  

➢ Amtsdauer, Amtszeit- oder Altersbegrenzungen der Stiftungsorgane;  

➢ Wahl und Abwahl der Stiftungsorgane;  

➢ Einzelheiten und Formalitäten der stiftungsinternen Verfahrensabläufe, beispielsweise Einbe-

rufungskompetenzen, Einberufungsfristen, Traktandierungsfragen, Beschlussfähigkeit- und 

Beschlussfassungsquoren, Verfahren bei Stimmengleichheit, Stimmrecht und Stimmpflicht, 

Formalien der Stimmabgabe, Protokollierung, Honorierung, Unterschriftenregelung;  

➢ Redaktionelle Änderungen;  

➢ Name der Stiftung;  

➢ Sitz der Stiftung (OLIVER ARTER/CHANTAL ODERMATT, Revision des Stiftungsrechts, Genutzte 

und verpasste Chancen, Expert Focus, Oktober 2022, 444 ff., 446).   

 

➢ Ohne anderslautende Bestimmungen in der Stiftungsurkunde ist vom Grundsatz der Vermögenser-

haltungspflicht auszugehen. Hiermit soll sichergestellt werden, dass die Stiftung dauerhaft ihren 

Zweck verfolgen kann.  

 

➢ Aus der Pflicht der Stiftungsaufsichtsbehörden, für eine zweckgemässe Verwendung des Stiftungs-

vermögens zu sorgen (Art. 84 Abs. 2 ZGB), wird abgeleitet, Stiftungen hätten bei ihrer Kapitalanlage-

politik generell die Grundsätze der Sicherheit, Rentabilität, Liquidität, Risikoverteilung und Substan-

zerhaltung zu beachten. Stets sind die genannten Grundsätze in Berücksichtigung der gesamten Um-

stände in einer Weise anzuwenden, dass dem Stiftungszweck dauernd Nachachtung verschafft wer-

den kann, wobei auch der Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu beachten ist (BGE 124 III 97 ff., 99 

E.2.a; OLIVER ARTER/ROMAN CINCELLI, Die Aufsicht über Stiftungen durch die Eidgenössische Stif-

tungsaufsicht – Grundlagen und Revisionsvorhaben, Jusletter 12. Juni 2017, Rz. 37 ff.). 

 

➢ Die Vermögenserhaltungspflicht gilt einerseits für das bei der Stiftungserrichtung gewidmete Stiftungs-

vermögen und andererseits – je nach Rechtsgeschäft – für nach der Stiftungserrichtung erfolgte Zu-

wendungen, etwa Schenkungen, wenn diese mit der Auflage verbunden erfolgten, sie ganz oder teil-

weise zu erhalten (THOMAS SPRECHER, Die Verbrauchsstiftung – Grundlagen, Formen, Wirkungen, 

Jusletter 15. Juni 2020, Rz. 32). 

https://mll-legal.com/publikationen/revision-des-stiftungsrechts/
https://mll-legal.com/publikationen/revision-des-stiftungsrechts/
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F124-III-97%3Ade&lang=de&type=show_document
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F124-III-97%3Ade&lang=de&type=show_document
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2017/895/die-aufsicht-uber-st_4c0b17cdcc.html__ONCE&login=false
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2017/895/die-aufsicht-uber-st_4c0b17cdcc.html__ONCE&login=false
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➢ Die Verbrauchsstiftung ist eine gesetzlich nicht geregelte Stiftungsform, die von der Praxis geschaffen 

wurde. Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat sich bisher noch nicht mit dem Konzept der Ver-

brauchsstiftung auseinandergesetzt.  

 
➢ Eine Verbrauchsstiftung lässt sich definieren als Stiftung, die ihr Vermögen für einen bestimmten 

Zweck verbrauchen darf oder soll, und dieses somit nicht langfristig zu erhalten hat. Im Einklang mit 

dem Prinzip der Stifterfreiheit wird die Verbrauchsstiftung in der Schweiz als zulässig erachtet.     

 
➢ Nach welcher gesetzlichen Bestimmung eine Stiftung, die ihr Vermögen zu erhalten hat, in eine Ver-

brauchsstiftung umgewandelt werden darf, ist höchstrichterlich nicht geklärt. Nach der hier vertretenen 

Ansicht handelt es sich um eine wesentliche Organisationsänderung (Art. 85 ZGB), die zulässig ist, 

wenn diese der Erfüllung des Zwecks dient und aus unabweisbaren Gründen als geboten erscheint; 

hat die Umwandlung in eine Verbrauchsstiftung Folgen für die Zweckverwirklichung, hat eine Zweck-

änderung zu erfolgen (Art. 86 ZGB) (DOMINIQUE JAKOB, Ein Stiftungsbegriff für die Schweiz, ZSR 132 

(2013) II, 285.ff., 287). In beiden Fällen hat die Organisations- oder Zweckänderung durch die Auf-

sichtsbehörde zu erfolgen. 

 
➢ Wurde bei der Errichtung einer Stiftung ein Organisationsänderungs- oder Zweckänderungsvorbehalt 

vorgesehen, erfolgt die Umwandlung in einer Verbrauchsstiftung durch die Aufsichtsbehörde auf An-

trag des Stifters (Art. 86a ZGB). 
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